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Abkürzungsverzeichnis

a. a. O.	 =	� am angegebenen Ort
abl.	 =	� ablehnend
Abs.	 =	� Absatz
ADAC	 =	� Allgemeiner Deutscher Automobilclub
a. E.	 =	� am Ende
AEAO	 =	� Anwendungserlass zur Abgabenordnung
a. F.	 =	� alte (auch: bisher gültige, aber ausgelaufene) 

Fassung
AfA	 =	� Absetzung für Abnutzung
AfaA	 =	�� Absetzungen für außergewöhnliche technische 

oder wirtschaftliche Abnutzung
AktG	 =	� Aktiengesetz
AO	 =	� Abgabenordnung
Art.	 =	� Artikel
AStG	 =	� Außensteuergesetz
ATE	 =	� Auslandstätigkeitserlass
AUV	 =	� Auslandsumzugskostenverordnung
Az.	 =	� Aktenzeichen
BAföG	 =	� Bundesausbildungsförderungsgesetz
BauGB	 =	� Baugesetzbuch
BB	 =	� Betriebsberater
BBauG	 =	� Bundesbaugesetz
BdF	 =	� Bundesminister der Finanzen
BerlinFG	 =	� Berlinförderungsgesetz
BewG	 =	� Bewertungsgesetz
BFH	 =	� Bundesfinanzhof
BFH/NV	 =	� Sammlung nicht veröffentlichter Entscheidungen 

des BFH
BFH-GrS	 =	� Bundesfinanzhof, Großer Senat
BGB	 =	� Bürgerliches Gesetzbuch
BGBl	 =	� Bundesgesetzblatt
BGH	 =	� Bundesgerichtshof
BKGG	 =	� Bundeskindergeldgesetz
BMF	 =	� Bundesminister der Finanzen
BStBl	 =	� Bundessteuerblatt
Buchst.	 =	� Buchstabe
BVerfG	 =	� Bundesverfassungsgericht
BVG	 =	� Bundesversorgungsgesetz
BZSt	 =	� Bundeszentralamt für Steuern
DB	 =	� Der Betrieb
DBA	 =	� Doppelbesteuerungsabkommen
DStR (E)	 =	� Deutsches Steuerrecht (Entscheidungen)
DStZ/E	 =	� Deutsche Steuerzeitung/Eilnachrichten
EFG	 =	� Entscheidungen der Finanzgerichte
EigRentG	 =	� Eigenheimrentengesetz
EigZulG	 =	� Eigenheimzulagengesetz
ErbStG	 =	� Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz
ESt	 =	� Einkommensteuer
EStDV	 =	� Einkommensteuer-Durchführungsverordnung
EStG	 =	� Einkommensteuergesetz
EStH	 =	� Einkommensteuer-Handbuch oder Einkommen-

steuer-Hinweis
ESt-Kartei	=	� Einkommensteuerkartei Baden-Württemberg 

B.-W.
EStR	 =	� Einkommensteuer-Richtlinien 2012 (falls keine 

andere Angabe)
EU	 =	� Europäische Union
EuGH	 =	� Europäische Gerichtshof
EWR	 =	� Europäischer Wirtschaftsraum
FELEG	 =	� Gesetz zur Förderung der Einstellung der 

landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit
ff.	 =	� (und) folgende
FG	 =	� Finanzgericht
FörderG	 =	� Fördergebietsgesetz
GBl	 =	� Gesetzblatt
GewSt	 =	� Gewerbesteuer
GewStG	 =	� Gewerbesteuergesetz
GG	 =	� Grundgesetz

ggf.	 =	� gegebenenfalls
grds.	 =	� grundsätzlich
GmbHG	 =	� GmbH-Gesetz
GrS	 =	� Großer Senat
H	 =	� Hinweis
HBeglG	 =	� Haushaltsbegleitgesetz
HFR	 =	� Höchstrichterliche Finanzrechtsprechung
HGB	 =	� Handelsgesetzbuch
HRG	 =	� Hochschulrahmengesetz
i. d. F.	 =	� in der Fassung
InvZulG	 =	� Investitionszulagengesetz
i. S.	 =	� im Sinne
i. V.	 =	� in Verbindung
JStG	 =	� Jahressteuergesetz
KiSt	 =	� Kirchensteuer
Kj.	 =	� Kalenderjahr
KStG	 =	� Körperschaftsteuergesetz
LPartG	 =	� Lebenspartnerschaftsgesetz
LSt	 =	� Lohnsteuer
LStDV	 =	� Lohnsteuer-Durchführungsverordnung
LStH	 =	� Lohnsteuer-Handbuch oder Lohnsteuer-Hinweis
LStR	 =	� Lohnsteuer-Richtlinien
MaBV	 =	� Makler- und Bauträgerverordnung
m. w. N.	 =	� mit weiteren Nachweisen
n. F.	 =	� neuer Fassung
NJW	 =	� Neue Juristische Wochenschrift
NWB	 =	� Neue Wirtschaftsbriefe
o. a.	 =	� oben angegeben
OFD	 =	� Oberfinanzdirektion
OWiG	 =	� Gesetz über Ordnungswidrigkeiten
R	 =	� Richtlinie
rkr.	 =	� rechtskräftig
Rdnr.	 =	� Randnummer
Rspr.	 =	� Rechtsprechung
Rz	 =	� Randziffer
S.	 =	� Seite
SGB	 =	� Sozialgesetzbuch
s. o.	 =	� siehe oben
SolZG	 =	� Solidaritätszuschlagsgesetz
StandOG	 =	� Standortsicherungsgesetz
StGB	 =	� Strafgesetzbuch
StMBG	 =	� Missbrauchsbekämpfungs- und 

Steuerbereinigungsgesetz
StPO	 =	� Strafprozessordnung
s. u.	 =	� siehe unten
sog.	 =	� sogenannte
Tz	 =	� Textziffer
u. a.	 =	� unter anderem
u. Ä.	 =	� und Ähnliches
u. E.	 =	� unseres Erachtens
UmwStG	 =	� Umwandlungssteuergesetz
USt	 =	� Umsatzsteuer
UStG	 =	� Umsatzsteuergesetz
u. U.	 =	� unter Umständen
VermBG	 =	� Vermögensbildungsgesetz
v.g.	 =	� vorgenannt
VO	 =	� Verordnung
VZ	 =	� Veranlagungszeitraum
WEG	 =	� Wohnungseigentumsgesetz
Wj.	 =	� Wirtschaftsjahr
WoBauG	 =	� Wohnungsbaugesetz
WoFlV	 =	� Wohnflächenverordnung
WoPG	 =	� Wohnungsbauprämiengesetz
zit.	 =	� zitiert(e)
ZPO	 =	� Zivilprozessordnung
z. T.	 =	� zum Teil
ZÜ	 =	� Zwischenstaatliches Übereinkommen
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Neues ab 2019 im Überblick

Durch Gesetzgebungsverfahren, neue BMF-Schreiben und Erlasse 
der Finanzverwaltung sowie Urteile des BFH und Entscheidungen 
der Finanzgerichte ist das Steuerrecht von einem stetigen Wandel 
geprägt. Dies spiegelt sich auch in den Steuererklärungsformularen 
wieder, die sich im gleichen Maße jedes Jahr ändern. Ab dem VZ 
2019 kommt noch eine grundlegende Verfahrensumstellung hinzu:
•  Die Finanzverwaltung verzichtet in den Steuererklärungsvor-

drucken auf die Erklärung der von Dritten (z. B. Arbeitgeber, 
Versicherungsunternehmen) elektronisch übermittelten eDa-
ten und übernimmt diese automatisch in die Einkommen-
steuerveranlagung (Tz 12 der Vorbemerkungen). Dies soll die 
Erstellung der Steuererklärung wesentlich erleichtern. Die Ab-
gabe der Anlagen N, R und Vorsorgeaufwand entfällt künftig 
ganz, wenn die elektronisch übermittelten Daten zutreffend 
sind und darüber hinaus in diesen Anlage-Vordrucken keine 
personellen Eintragungen (z. B. zu Werbungskosten) erforder-
lich sind.

•  Im Zusammenhang mit dieser Verfahrensumstellung wurde 
der bisher vierseitige Hauptvordruck ESt 1 A auf zwei Seiten 
verkürzt und die Abfragen zu Sonderausgaben, außergewöhn-
liche Belastungen, haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse, 
Dienst- und Handwerkerleistungen sowie zu sonstigen Anga-
ben und Anträge auf eigenständige Anlage-Vordrucke ausgela-
gert (Tz 1 der Vorbemerkungen).

Auf folgende wichtige Neuerungen in der Anleitung zur Einkom-
mensteuererklärung 2019 wird besonders hingewiesen:
•  Sofern keine Steuerermäßigungen oder Ausgaben (z. B. für 

Werbungskosten oder Handwerkerleistungen) zu berücksichti-
gen sind, genügt es den unterschriebenen zweiseitigen Haupt-
vordruck ESt 1 A ohne weitere Anlage-Vordrucke als »wirk-
same« Steuererklärung beim Finanzamt einzureichen (Teil I 
Tz 1.1).

•  Ein vereinfachter Erklärungsvordruck für Arbeitnehmer (Vor-
druck ESt 1 V) steht ab 2019 nicht mehr zur Verfügung (Tz 1 
der Vorbemerkungen).

•  Nach Umwandlung einer Lebenspartnerschaft in eine Ehe kön-
nen die bisherigen Lebenspartner rückwirkend ab dem Zeit-
punkt der Begründung der Lebenspartnerschaft wie Eheleute 
behandelt und eine Zusammenveranlagung auch für bereits be-
standskräftig veranlagte Jahre beantragen (Teil I Tz 1.5.1).

•  Im Steuertarif 2019 wird ein Grundfreibetrag von 9 168 € be-
rücksichtigt; bei zusammen veranlagten Ehegatten/Lebens-
partnern verdoppelt sich dieser Betrag auf 18 336 €. Durch die 
Verschiebung der Tarifeckwerte um 1,84 % in den einzelnen 
Tarifzonen des Steuertarifs 2019 ergibt sich eine leichte Steuer-
entlastung für alle Steuerzahler (Teil I Tz 1.5.5).

•  Ein Erstattungsüberhang aus zurückgezahlter Kirchensteuer 
kann nach Ansicht des BFH nicht mit Verlustvorträgen ausge-
glichen werden und ist daher als Einkommen zu versteuern, 
auch wenn der Gesamtbetrag der Einkünfte nach Verlustaus-
gleich »0 €« beträgt (Teil I Tz 2.4).

•  Der zeitliche Anwendungsbereich für Maßnahmen zur Unter-
stützung von asylsuchenden Flüchtlingen wurde bis zum 
31.12.2021 verlängert (Teil I Tz 2.5.3.4).

•  Ein Ehegatte kann eine Spende auch dann einkommensteuer-
lich abziehen, wenn ihm der Geldbetrag vom anderen Ehegat-
ten zuvor mit Spendenauflage geschenkt wurde (Teil I 
Tz 2.5.6.1).

•  Eine Einwilligung des Steuerpflichtigen zur Datenübermitt-
lung der Beiträge zu privaten Basisrentenverträgen und Vor-
sorgeaufwendungen (Beiträge zur Basis-Krankenversicherung 
und zur gesetzlichen Pflegeversicherung) durch die Versiche-
rungsunternehmen ist nach den Vorgaben der EU nicht mehr 
erforderlich (Teil I Tz 3.2.3.5).

•  Der Höchstbetrag für die Berücksichtigung von Beiträgen zur 
Altersvorsorge als Sonderausgaben beträgt im VZ 2019 

24 305 €/48 610 €; der Prozentsatz der im Rahmen der Höchst-
betragsberechnung abziehbaren Aufwendungen erhöht sich 
für 2019 um 2 % auf 88 % (Teil I Tz 3.2.4.2).

•  Im Rahmen der Günstigerprüfung beim Sonderausgabenabzug 
zwischen »neuem« und »altem« Recht wird für den VZ 2019 
letztmals der Vorwegabzug berücksichtigt (Teil I Tz 3.2.5.2).

•  Für die Anwendung des Höchstbetrags für sonstige Vorsorge-
aufwendungen von 1 900 € unterstellt die Finanzverwaltung 
ab VZ 2019, dass der Steuerpflichtige steuerfreie Zuschüsse, 
steuerfreie Arbeitgeberbeiträge oder steuerfreie Beihilfen zu 
seinen Krankenversicherungsbeiträgen oder Krankheitskosten 
erhalten hat; für die Anwendung des Höchstbetrags von 2 800 € 
ist anzugeben, dass kein Anspruch auf entsprechende steuer-
freie Leistungen bestand (Teil I Tz 3.3.9.2).

•  Auch für Riester-Verträge ist die Einwilligung des Förderbe-
rechtigten zur Datenübermittlung nicht mehr erforderlich 
(Teil I Tz 4.4.6). Mit der Abgabe der Anlage AV wird automa-
tisch für alle vom Anbieter elektronisch übermittelten Alters-
vorsorgebeiträge der zusätzliche Sonderausgabenabzug nach 
§ 10a EStG geltend gemacht (Teil I Tz 4.4.5). Soll für einzelne 
Riester-Verträge der zusätzliche Sonderausgabenabzug ausge-
schlossen werden, kann dies auf der neuen Seite 2 der Anlage 
AV angegeben werden (Teil I Tz 4.4.12).

•  In der neuen Anlage »Außergewöhnliche Belastungen« kön-
nen die als außergewöhnliche Belastungen abzugsfähigen Auf-
wendungen (z. B. Krankheitskosten, Pflegekosten, Fahrtkosten 
behinderter Menschen) nun detailliert erklärt werden (Teil I 
Tz 5.4.1).

•  Der Vorläufigkeitsvermerk in den Steuerbescheiden wegen 
des Abzugs der zumutbaren Belastung von Krankheits- und 
Pflegekosten bleibt vorerst bestehen, auch wenn das Bundes-
verfassungsgericht die anhängigen Verfassungsbeschwerden 
nicht zur Entscheidung angenommen hat (Teil Tz 5.4.5).

•  Der Höchstbetrag für die Unterstützung bedürftiger Personen 
erhöht sich für den VZ 2019 auf 9 168 € (Teil I Tz 6.2).

•  Der BFH stellt in einer neuen Entscheidung die Berücksichti-
gung einer Steuerermäßigung nach § 35a Abs. 2 EStG wegen 
der Unterbringung eines nahen Angehörigen in einem Pflege-
heim in Frage (Teil I Tz 7.5.4).

•  Zur Frage, ob in der Werkstatt des leistenden Unternehmers 
ausgeführte Handwerkerleistungen über eine Steuerermäßi-
gung nach § 35a Abs. 3 EStG berücksichtigt werden können, 
sind mehrere neue Revisionsverfahren beim BFH anhängig 
(Teil I Tz 7.6.2).

•  Das durch die KfW-Bankengruppe gewährte »Baukindergeld« 
schließt eine Inanspruchnahme der Steuerermäßigung für 
Handwerkerleistungen nach § 35a Abs. 3 EStG nicht aus (Teil I 
Tz 7.6.6).

•  Für ein steuerlich zu berücksichtigendes Kind wird im VZ 
2019 ein Freibetrag für Kinder von 3 810 €/7 620 € berücksich-
tigt (Teil I Tz 8.2.3.1). Im Rahmen der Günstigerprüfung zwi-
schen den Freibeträgen für Kinder und dem Kindergeld wird 
der Kindergeldanspruch oder in den Fällen der Auszahlungs-
beschränkung das ausgezahlte Kindergeld gegengerechnet 
(Teil I Tz 8.3.2).

•  Eltern können die für ein Kind übernommenen Kranken- und 
Pflegeversicherungsbeiträge weiter als eigene Sonderausga-
ben geltend machen, auch wenn sie – entgegen der BFH-Rspr. 
– ihre Unterhaltsverpflichtung gegenüber dem Kind durch 
Sachleistungen erfüllen (Teil Tz 8.8.1).

•  Die neue »Anlage Sonstiges« ist für sonstige Angaben und An-
träge zur Einkommensteuererklärung zu verwenden, die bis-
her Bestandteil des Hauptvordrucks ESt 1 A waren (Teil I Tz 9). 
Neu sind Angaben zu verbleibenden Freibeträgen für be-
standsgeschützte Alt-Anteile an Investmentfonds (Teil I 
Tz 9.6) und zur Verwirklichung von grenzüberschreitenden 
Steuergestaltungen (Teil I Tz 9.8).
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•  Eine personelle Korrektur der eDaten zum Arbeitslohn kommt 
insbesondere bei einer vom Lohnsteuerabzug abweichenden 
Bewertungsmethode für den geldwerten Vorteil aus der Fir-
menwagennutzung in Betracht (Teil I Tz 10.3).

•  Durch die automatische Übernahme der eDaten zu ermäßigt 
zu besteuernden Entschädigungen und Arbeitslohn für meh-
rere Jahre unterstellt die Finanzverwaltung einen Antrag des 
Steuerpflichtigen auf ermäßigte Besteuerung dieser Bezüge. 
Die ermäßigte Besteuerung wird allerdings nur dann angewen-
det, wenn sie für den Steuerpflichtigen gegenüber der Besteue-
rung nach dem allgemeinen Steuertarif günstiger ist (Teil I 
Tz 10.5.3.1).

•  Der BFH stärkt das Ehrenamt: Verluste aus einer nebenberufli-
chen Tätigkeit als Übungsleiter sind steuerlich abziehbar, wenn 
eine Gewinnerzielungsabsicht vorliegt (Teil I Tz 10.9 a. E.).

•  Mit einem Grundsatzurteil bestätigt der BFH das neue Reise-
kostenrecht ab 2014 als verfassungsgemäß (Teil I Tz 10.13.1 
a. E.). Zudem bejaht der BFH in mehreren Urteilen das Vorlie-
gen einer »ersten Tätigkeitsstätte« bei bestimmten Berufsgrup-
pen (Streifenpolizist, fliegendes Personal, Luftsicherungskont-
rollkräfte) und bei befristeten Dienstverhältnissen (Teil I 
Tz 10.13.2.1). In neuen Revisionsverfahren geht es um die Fra-
ge, welche Anforderungen an die »erste Tätigkeitsstätte« zu 
stellen sind, wenn der Arbeitsvertrag keine ausdrückliche Zu-
ordnung zu einer bestimmten Tätigkeitsstätte enthält (z. B. bei 
einem Postzusteller oder Rettungsassistenten). Bei Sammel-
punktfahrten steht das Merkmal »typischerweise arbeitstäg-
lich« auf dem Prüfstand des BFH (Teil I Tz 10.13.2.3).

•  Zum Abzug von Taxikosten für Fahrten zwischen Wohnung 
und erster Tätigkeitsstätte liegen unterschiedliche neue Ent-
scheidungen der Finanzgerichte vor (Teil I Tz 10.13.11).

•  Auf die Entfernungspauschale werden auch nach § 3 Nr. 15 
EStG steuerfreie Arbeitgeberleistungen für Fahrten mit öffentli-
chen Verkehrsmitteln angerechnet (Teil I Tz 10.13.12).

•  Bei Vermietung eines Arbeitszimmers an den Arbeitgeber 
gelten zur Zuordnung der Einnahmen und zum Werbungskos-
tenabzug des Arbeitnehmers neue Regelungen (Teil I 
Tz 10.16.3.5).

•  Kosten für den Umbau eines privat genutzten Badezimmers 
gehören nicht anteilig zu den abziehbaren Aufwendungen für 
ein häusliches Arbeitszimmer (Teil I Tz 10.16.7).

•  Bei Mitnahme der Familie an den auswärtigen Beschäftigungs-
ort kommt eine modifizierte Aufteilung der Unterkunftskosten 
in Betracht (Teil I Tz 10.19.6.4 a. E.).

•  Notwendige Aufwendungen für die Anschaffung von Einrich-
tungsgegenständen und Hausrat bei einer doppelten Haus-
haltsführung fallen nicht unter die Höchstbetragsbegrenzung 
der Unterkunftskosten von 1 000 € monatlich (Teil I Tz 10.20.6.7).

•  Bei Anwendung des Auslandstätigkeitserlasses ist der nicht 
direkt zuordenbare, verbleibende Arbeitslohn nur noch nach 
der Zahl der tatsächlichen Arbeitstage innerhalb eines Kj. auf-
zuteilen (Teil I Tz 11.5.2).

•  Die Vorabpauschale ist 2019 erstmals als Investmentertrag zu 
erfassen (Teil I Tz 14.3).

•  Änderung der Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung 
beim Anschaffungskostenbegriff in Bezug auf den Ausfall von 
Gesellschafter-Darlehen und Bürgschaftsinanspruchnahmen 
bei der Veräußerung von (privaten) Anteilen an Kapitalgesell-
schaften nach § 17 EStG (Teil I Tz 17.18.10)

•  Für die Anschaffung oder Herstellung einer entgeltlich über-
lassenen Wohnung kann ggf. eine Sonderabschreibung für 
Mietwohnungsneubau nach § 7b EStG beantragt werden (Teil 
I Tz 20.8.1.11).

•  Als beschränkt steuerpflichtige Einkünfte werden auch Veräu-
ßerungsgewinne von Anteilen an ausländischen Immobilien-
gesellschaften erfasst, sofern der Wert der Anteile unmittelbar 
oder mittelbar zu mehr als 50 % auf inländischem unbewegli-
chem Vermögen beruht (Teil I Tz 28.6.3.4).

•  Beschränkt Steuerpflichtige mit inländischen gewerblichen 
oder selbständigen Einkünften können ihre Beiträge an berufs-
ständische Versorgungseinrichtungen unter bestimmten Vor-
aussetzungen als Sonderausgaben geltend machen (Teil I 
Tz 28.9.2).

•  Gewinne, die auf Schulderlassen betrieblicher Verbindlichkei-
ten beruhen (sog. Sanierungsgewinne) werden unter den Vor-
aussetzungen des § 3a EStG steuerfrei gestellt (Teil II Tz. 11)
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Vorbemerkungen

Diese Anleitung informiert Sie über die steuerliche Rechtslage und 
die Möglichkeiten der Steuerersparnis und hilft Ihnen, die Steuer-
erklärungsvordrucke 2019 richtig auszufüllen. Die Anleitung ent-
hält darüber hinaus gezielte Hinweise auf künftige Rechtsände-
rungen. Diese werden zwar erst in späteren Veranlagungsjahren 
wirksam, sie helfen Ihnen jedoch, sich auf diese Änderungen früh-
zeitig einstellen und mögliche steuerliche Weichenstellungen zum 
eigenen Vorteil noch veranlassen zu können. Diese Hinweise sind 
bei den Erläuterungen zu den einzelnen Steuererklärungsvordru-
cken besonders gekennzeichnet.

Bei der Überarbeitung dieser Anleitung wurden grundsätzlich 
alle relevanten Gesetzesänderungen aufgrund neuer Steuergeset-
ze berücksichtigt. Darüber hinaus ist jedoch nicht ausgeschlossen, 
dass sich durch weitere Vorhaben des Gesetzgebers auch für den 
aktuellen VZ 2019 Rechtsänderungen ergeben werden, die noch 
für die Einkommensbesteuerung und die Steuererklärung 2019 
von Bedeutung sind.

Im Anhang dieser Anleitung befindet sich neben den amtlichen 
Steuererklärungsformularen ein Auszug der Einkommensteuerta-
bellen (Grund- und Splittingtabelle) für den VZ 2019. Mit Hilfe 
dieser nicht amtlichen Tabellen lassen sich die Steuerabgaben im 
Einzelfall annähernd bestimmen (vgl. Teil I Tz 1.5.5 a. E.).

1	 Steuererklärungsvordrucke
Für die Einkommensteuererklärung 2019 stehen der Hauptvor-
druck ESt 1 A sowie verschiedene Anlage-Vordrucke für die Er-
klärung der Einkünfte bzw. für die Geltendmachung von Steuer-
vergünstigungen zur Verfügung. Der ab 2019 nur noch zweiseitige 
Hauptvordruck ESt 1 A (vgl. Teil I Tz 1) ist von allen unbe-
schränkt einkommensteuerpflichtigen Personen auszufüllen. An-
gaben und Anträge zu Steuerermäßigungen (z. B. Sonderausga-
ben, außergewöhnliche Belastungen, haushaltsnahe Dienst- und 
Handwerkerleistungen), die bisher im Hauptvordruck ESt 1 A 
(Mantelbogen) zu erklären waren, wurden ab dem VZ 2019 auf ge-
sonderte neue Anlage-Vordrucke ausgelagert (vgl. die nachfolgen-
de Tabelle). Zum Hauptvordruck ESt 1 C für beschränkt einkom-
mensteuerpflichtige Personen vgl. Tz 7 sowie die Erläuterungen 
zum Ausfüllen dieses Vordrucks im Teil I Tz 28.

Zur Steuererklärung gehören neben den Hauptvordrucken 
ESt 1 A oder ESt 1 C ggf. zusätzlich die folgenden Anlage-Vor
drucke:

Anlage Verwendungszweck siehe Teil I

Sonder-
ausgaben
– neu ab 
VZ 2019

Berücksichtigung von z. B. Kirchen-
steuer, Spenden und Mitglieds
beiträgen, Berufsausbildungskosten

Tz 2

Vorsorge-
aufwand

Berücksichtigung von 
Versicherungsbeiträgen

Tz 3

AV Angaben zur steuerlichen Förderung 
von Altersvorsorgebeiträgen 
(sog. Riester-Verträge)

Tz 4

Außerge-
wöhnliche 
Belastun-
gen
– neu ab 
VZ 2019

Berücksichtigung von außergewöhn-
lichen Belastungen (z. B. Krank-
heitskosten) und Pauschbeträgen 
nach § 33b EStG

Tz 5

Anlage Verwendungszweck siehe Teil I

Unterhalt Berücksichtigung von Unterhalts-
leistungen an bedürftige Personen

Tz 6

Haushalts-
nahe Auf-
wendun-
gen 
– neu ab 
VZ 2019

Inanspruchnahme der Steuer
ermäßigung für haushaltsnahe 
Beschäftigungsverhältnisse, Dienst- 
und Handwerkerleistungen

Tz 7

Kind Angaben zur steuerlichen Berück-
sichtigung von Kindern

Tz 8

Sonstiges
– neu ab 
VZ 2019

Sonstige Angaben und Anträge (z. B. 
Antrag zur Aufteilung der Abzugs-
beträge bei Einzelveranlagung von 
Ehegatten/Lebenspartnern, Verlust-
abzug, Spendenvortrag)

Tz 9

N Arbeitnehmer: Einkünfte aus nicht-
selbständiger Arbeit, Angaben zum 
Arbeitslohn und zu Werbungskosten

Tz 10

N-AUS Ausländische Einkünfte aus nicht-
selbständiger Arbeit

Tz 11

KAP Kapitalanleger: Einkünfte aus 
Kapitalvermögen

Tz 12

KAP-BET Einkünfte aus Kapitalvermögen/
anrechenbare Steuern lt. gesonder-
ter und einheitlicher Feststellung 
(Beteiligung)

Tz 13

KAP-INV Investmenterträge, die nicht dem 
inländischen Steuerabzug unter
legen haben

Tz 14

R Rentner: Angaben zu Renten, Leis-
tungen aus Altersvorsorgeverträgen 
und aus der betrieblichen Alters
versorgung

Tz 15

SO Angaben zu sonstigen Einkünften 
(z. B. Unterhaltsleistungen, wieder-
kehrende Bezüge, Einkünfte aus 
Leistungen, Abgeordnetenbezüge, 
private Veräußerungsgeschäfte)

Tz 16

G Gewerbetreibende: Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb

Tz 17

S Selbständige und Freiberufler: 
Einkünfte aus selbständiger Arbeit

Tz 18

34a Antrag auf Begünstigung des nicht 
entnommenen Gewinns nach § 34a 
EStG – gesonderte Anlage zu den 
Anlagen G, S und L –

Tz 19

V Haus- und Wohnungseigentümer: 
Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung

Tz 20
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Anlage Verwendungszweck siehe Teil I

FW Steuerbegünstigung zur Förderung 
des Wohneigentums

Tz 21

L Land- und Forstwirte: Einkünfte aus 
Land- und Forstwirtschaft

Tz 22

34b 
– neu ab 
VZ 2019

Einkünfte aus außerordentlichen 
Holznutzungen nach § 34b EStG

Tz 23

13a Ermittlung des Gewinns aus Land- 
und Forstwirtschaft nach Durch-
schnittssätzen (§ 13a EStG)

Tz 24

AV 13a Anlageverzeichnis zur Gewinn
ermittlung nach § 13a EStG

Tz 25

AUS Angaben zu ausländischen 
Einkünften und Steuern

Tz 26

WA-ESt Angaben und Anträge in Fällen mit 
Auslandsbezug (z. B. Beginn oder 
Beendigung der unbeschränkten 
Steuerpflicht, erweiterte unbe-
schränkte Steuerpflicht, weiterer 
Wohnsitz im Ausland)

Tz 27

Zins-
schranke

Begrenzung des Schuldzinsen
abzugs nach § 4h EStG – gesonderte 
Anlage zu den Anlagen G, S und L –

Tz 18.24

U Angaben zu Unterhaltsleistungen 
und Ausgleichsleistungen zur Ver-
meidung des Versorgungsausgleichs 
an den geschiedenen Ehegatten/
Lebenspartner einer aufgehobenen 
Lebenspartnerschaft oder dauernd 
getrenntlebenden Ehegatten/
Lebenspartner – gesonderte Anlage 
zur Anlage Sonderausgaben –

Tz 2.7.2.5

Ab dem VZ 2019 verzichtet die Finanzverwaltung in Steuererklä-
rungsvordrucken auf die Angabe der von Dritten (z. B. Arbeitgeber, 
Versicherungsunternehmen) elektronisch übermittelten Daten, so 
dass Abgabe der Anlagen N, R und Vorsorgeaufwand entfällt, wenn 
die elektronisch übermittelten Daten (sog. eDaten) zutreffend sind 
und in diesen Anlage-Vordrucken keine weiteren Eintragungen vor-
zunehmen sind (vgl. Tz 12). Steuerpflichtige, für die darüber hin-
aus keine Steuerermäßigung in Betracht kommt, können künftig 
nur den unterschriebenen zweiseitigen Hauptvordruck ESt 1 A als 
»wirksame« Steuererklärung beim Finanzamt abgeben. Im Zuge 
dieser Verfahrensänderung ist der bisher nur als Papiervordruck 
angebotene Vordruck ESt 1 V »Vereinfachte Einkommensteuerer-
klärung für Arbeitnehmer« ab dem VZ 2019 entfallen.

Die von nicht buchführungspflichtigen Weinbaubetrieben bis-
her abzugebende »Anlage Weinbau« wird ab dem VZ 2019 eben-
falls nicht mehr angeboten. Die notwendigen Angaben zu den tat-
sächlichen Betriebsausgaben sowie die Abfragen zu den Richtbei-
trägen für Betriebsausgaben wurden in die Anlage EÜR (neue 
»Anlage LuF« zur Einnahmen-Überschussrechnung) übernom-
men. Die Anlage EÜR ist auch von nicht buchführungspflichtigen 
Weinbaubetrieben elektronisch abzugeben (vgl. Tz 11.2).

Die »Anlage VL« für den Antrag auf Festsetzung der Arbeitneh-
mer-Sparzulage wurde ab dem VZ 2017 durch die »elektronische 
Vermögensbildungsbescheinigung« ersetzt. Diese ist vom Anbie-
ter der vermögenswirksamen Anlage unter Angabe der Identifika-

tionsnummer des Arbeitnehmers auf elektronischem Weg an die 
Finanzverwaltung zu übermitteln (vgl. Teil I Tz 1.9).

Sämtliche Steuererklärungsvordrucke sind bundeseinheitlich; 
sie enthalten weiße Felder und Kästchen, die für die Eintragungen 
des Steuerpflichtigen bestimmt sind. Die am Rand der Anleitung 
angegebenen Zahlen stimmen mit den Zeilennummern in den 
amtlichen Vordrucken überein.

Zur Abgabe elektronischer Steuererklärungen einschließlich 
der Anlage EÜR vgl. Tz 11.

In der Einkommensteuererklärung 2019 (einschließlich der An-
lagen) sind alle Beträge in Euro einzutragen. Beim Ausfüllen der 
Vordrucke können Cent-Beträge zu Gunsten des Steuerpflichtigen 
auf volle Euro-Beträge auf- oder abgerundet werden, wenn der 
Vordruck nicht ausdrücklich die Eintragung von Cent-Beträgen 
vorsieht.

2	 Angaben zu den Einkünften
Im Hauptvordruck ESt 1 A hat der Steuerpflichtige nicht mehr ge-
sondert anzugeben, welche Einkünfte aus den sieben Einkunftsar-
ten des EStG er im VZ erzielt hat und welche Anlage-Vordrucke 
deshalb der Steuererklärung beigefügt sind. Es ist darauf zu ach-
ten, dass alle im Einzelfall relevanten Einkünfte in den Anla-
ge-Vordrucken erklärt werden.

Zu den sieben Einkunftsarten des EStG gehören die
•  Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft,
•  Einkünfte aus Gewerbebetrieb,
•  Einkünfte aus selbständiger Arbeit,
•  Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit,
•  Einkünfte aus Kapitalvermögen,
•  Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung und
•  sonstige Einkünfte i. S. des § 22 EStG.

Angaben zur Berechnung der vorgenannten Einkünfte sind in den 
Anlage-Vordrucken zu machen (vgl. Anlagen N, KAP, KAP-BET, 
KAP-INV, R, SO, G, S, V und L sowie bei ausländischen Einkünf-
ten die Anlagen N-AUS und AUS).

Unter Einkünften versteht das Einkommensteuerrecht die Rein-
einkünfte, d. h. die Einnahmen nach Abzug der Ausgaben, die je 
nach der Einkunftsart Betriebsausgaben oder Werbungskosten 
genannt werden. Einkünfte sind bei Land- und Forstwirtschaft, 
Gewerbebetrieb und selbständiger Arbeit der Gewinn; bei den an-
deren oben bezeichneten Einkunftsarten der Überschuss der Ein-
nahmen über die Werbungskosten. Als Einkünfte sind nicht nur 
positive, sondern auch negative Ergebnisse (Verluste) aus den sie-
ben Einkunftsarten zu verstehen. Negative Beträge sind mit einem 
deutlichen Minuszeichen (nicht in rot) in die Vordrucke einzutra-
gen, soweit dort nichts anderes gesagt ist.

Alle Einkünfte aus dem In- und Ausland, die zu den oben ge-
nannten sieben Einkunftsarten gehören, unterliegen grundsätzlich 
der ESt (sog. »Welteinkommensprinzip«). Bei ausländischen Ein-
künften können sich aufgrund bestehender DBA allerdings Aus-
nahmen ergeben. Ob Einkünfte steuerpflichtig oder steuerfrei 
sind, entscheidet im Zweifelsfalle das Finanzamt. Alle Einkünfte 
aus dem Inland und dem Ausland sind deshalb in der Steuererklä-
rung aufzuführen. Dies empfiehlt sich auch dann, wenn fraglich 
ist, ob die im Einzelfall erzielten Einkünfte überhaupt zu den o. a. 
sieben Einkunftsarten gehören, und ggf. nicht steuerbar sind. 
Auch darüber entscheidet das zuständige Finanzamt. Ggf. sind 
Einzelheiten zu den erzielten Einkünften in einer besonderen An-
lage »Ergänzende Angaben zur Steuererklärung« (Zeile 40 des 
Hauptvordrucks ESt 1 A, vgl. Teil I Tz 1.11; Zeile 99 des Hauptvor-
drucks ESt 1 C, vgl. Teil I Tz 28.16.3) gegenüber dem Finanzamt 
näher zu erläutern. Entsprechendes gilt für die mit diesen Ein-
künften in Zusammenhang stehenden Ausgaben, wenn in den An-
lage-Vordrucken dafür keine Eintragungsmöglichkeiten vorgese-
hen sind.

Zu den Einkünften gehören auch Entschädigungen, die als Er-
satz für entgangene oder entgehende Einnahmen oder für die Auf-
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gabe oder Nichtausübung einer Tätigkeit oder für die Aufgabe ei-
ner Gewinnbeteiligung gewährt worden sind (§ 24 Nr. 1 Buchst. a 
und b EStG); zur Steuerbarkeit einer Versicherungsleistung, die 
nach einem Unfall als Schadensersatz für künftiges Erwerbsein-
kommen gezahlt wird, vgl. FG Rheinland-Pfalz vom 3.1.2019, 3 K 
1497/18, EFG 2019 S. 1170 – Revision eingelegt, Az. beim BFH: IX 
R 15/19. Erfasst werden auch Einkünfte aus einer ehemaligen Tä-
tigkeit oder aus einem früheren Rechtsverhältnis, und zwar auch 
dann, wenn sie dem Steuerpflichtigen als Rechtsnachfolger zuflie-
ßen (z. B. dem Erben).

Ist ein Steuerpflichtiger im Laufe des Kj. 2019 gestorben, so en-
det am Tag des Todes seine unbeschränkte Steuerpflicht. Deshalb 
sind seine Einkünfte vom 1.1.2019 bis zum Todestag in der vom 
Rechtsnachfolger abzugebenden Steuererklärung anzugeben.

Ob für die Zeit nach einer Auswanderung (Wegzug ins Aus-
land) eine beschränkte Steuerpflicht im Inland besteht, richtet 
sich danach, ob noch inländische Einkünfte i. S. des § 49 EStG vor-
handen sind oder die Voraussetzungen der §§ 2 und 5 AStG vorlie-
gen (vgl. Teil I Tz 28.2.2). Personen mit Wohnsitz im Ausland und 
fast ausschließlich inländischen Einkünften können nach § 1 
Abs.  3, § 1a EStG auf Antrag unbeschränkt steuerpflichtig sein 
(vgl. Teil I Tz 27.5). Wegen der Rechtslage bei einem Wechsel zwi-
schen unbeschränkter und beschränkter Steuerpflicht anlässlich 
einer Aus- oder Einwanderung vgl. Teil I Tz 27.3.

3	 Statistische Angaben
Nach § 2 Abs. 2 des Gesetzes über Steuerstatistiken werden die Er-
hebungsmerkmale für die Durchführung der Einkommensteuer-
statistik jährlich erfasst. Ergänzende Angaben zu den Besteue-
rungsgrundlagen über eine gesonderte »Anlage St« werden für den 
VZ 2019 nicht erhoben. Die Anlage St ist im Hinblick auf die elek-
tronische Übermittlung der Daten von Bilanzen bzw. Gewinn- und 
Verlustrechnungen (vgl. Tz 11.1) entbehrlich und musste nach ei-
ner Entscheidung der obersten Finanzbehörden des Bundes und 
der Länder letztmals für den VZ 2013 abgegeben werden.

Die Daten für die Lohnsteuerzerlegung, nach denen sich der 
Länderfinanzausgleich richtet, werden schon seit mehreren Jahren 
jährlich ermittelt (§ 1 Abs. 2 des Gesetzes über Steuerstatistiken). 
Grundlage hierfür bilden die von den Arbeitgebern an die Finanz-
verwaltung elektronisch übermittelten Daten der Lohnsteuerbe-
scheinigungen. Hierdurch ergeben sich jedoch keine Auswirkun-
gen auf die Einkommensteuererklärung.

4	 Steuererklärungsfristen
Die allgemeine Steuererklärungsfrist wurde ab dem VZ 2018 für 
alle Steuerpflichtigen von fünf auf sieben Monate verlängert 
(§ 149 Abs. 2 AO). Die Einkommensteuererklärung 2019 ist hier-
nach bis zum 31.7.2020 abzugeben. Für Land- und Forstwirte, de-
ren Gewinn nach einem vom Kalenderjahr abweichenden Wirt-
schaftsjahr ermittelt wird, endet die Erklärungsfrist jedoch nicht 
vor Ablauf des siebten Kalendermonats, der auf den Schluss des 
Wirtschaftsjahres 2019/2020 folgt.

Sofern die Steuererklärungen 2019 durch Personen, Gesell-
schaften, Verbände, Vereinigungen, Behörden oder Körperschaften 
i. S. der §§ 3 und 4 Steuerberatungsgesetz angefertigt werden, gilt 
eine allgemein verlängerte Erklärungsfrist bis zum 28.2.2021 
bzw. bis zum 31.7.2021 für Land- und Forstwirte, die den Gewinn 
nach einem vom Kj. abweichenden Wirtschaftsjahr ermitteln 
(§ 149 Abs. 3 AO). Hierdurch sind die jährliche »Fristenerlasse« der 
obersten Finanzbehörden, mit denen bisher die Steuererklärungs-
frist für beratene Steuerpflichtige auf zwölf Monate verlängert 
wurde, entbehrlich geworden. Um sicherzustellen, dass die Bera-
ter die Steuererklärungen ihrer Mandanten auch künftig kontinu-
ierlich abgeben, hat das Finanzamt nun jedoch die gesetzlich ver-
ankerte Möglichkeit einer anlassbezogenen oder zufallsbasierten 
»Vorabanforderung« von Steuererklärungen mit 4-monatiger Er-
klärungsfrist (§ 149 Abs. 4 AO).

Aufgrund begründeter Einzelanträge können die genannten Er-
klärungsfristen weiterhin vom Finanzamt verlängert werden (§ 109 
Abs.  1 AO). In Beraterfällen kommt allerdings eine zusätzliche 
Fristverlängerung nur noch dann in Betracht, wenn die Erklä-
rungsfrist ohne Verschulden nicht eingehalten werden konnte 
(§ 109 Abs. 2 AO).

Ein Antrag auf Einkommensteuerveranlagung 2019 von Ar-
beitnehmern (sog. Antragsveranlagung) ist bis spätestens 2.1.2024 
beim zuständigen Finanzamt einzureichen; da der 31.12.2023 ein 
Sonntag ist, verschiebt sich das Ende der vierjährigen Festset-
zungsfrist auf den nächstfolgenden Werktag, den 2.1.2024. Für die 
Abgabe des Antrags auf Einkommensteuerveranlagung gilt eine 
Vierjahresfrist; die für Pflichtveranlagungen geltende Anlauf-
hemmung gemäß § 170 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AO von maximal drei 
Jahren greift bei der Antragsveranlagung nicht (vgl. AEAO zu 
§ 170 AO, BFH-Urteile vom 14.4.2011, BStBl  II S. 746 und vom 
18.10.2012, VI R 16/11, BFH/NV 2013 S. 340). Es besteht insoweit 
kein Rechtsanspruch auf Gleichbehandlung mit Pflichtveranla-
gungsfällen, bei denen Steuererklärungen unter Berücksichtigung 
der dreijährigen Anlaufhemmung innerhalb von sieben Jahren ab-
gegeben werden können (BFH-Urteil vom 6.6.2007, BStBl II S. 954, 
m. w. N., und BFH-Beschluss vom 23.2.2012, VI B 118/11, BFH/NV 
2012 S. 919; die gegen den vorgenannten BFH-Beschluss vom 
23.2.2012 eingelegte Verfassungsbeschwerde hat das BVerfG nicht 
zur Entscheidung angenommen  – Beschluss des BVerfG vom 
18.9.2013, 1 BvR 924/12). Eine nach Ablauf der vierjährigen Fest-
setzungsfrist abgegebene Steuererklärung entfaltet auch dann kei-
ne anlaufhemmende Wirkung, wenn durch eine behördliche Auf-
forderung zur Abgabe einer Steuererklärung oder einen Antrag des 
Steuerpflichtigen nach § 46 Abs. 2 EStG ein Pflichtveranlagungs-
tatbestand erst begründet wird (BFH-Urteile vom 28.3.2012, 
BStBl II S. 711 und vom 4.10.2017, BStBl 2018 II S. 123). Eine Ver-
längerung der vierjährigen Festsetzungsfrist für Antragsveranla-
gungen ist gesetzlich ausgeschlossen; ebenso scheidet eine Wie-
dereinsetzung in den vorigen Stand nach § 110 AO aus.

Eine Erklärung zur Feststellung des verbleibenden Verlustvor-
trages kann grundsätzlich nur innerhalb von sieben Jahren nach 
dem Verlustfeststellungsjahr abgegeben werden (z. B. für einen 
Verlust aus dem Jahr 2013 noch bis 31.12.2020). Da für die Ver-
lustfeststellung eine allgemeine Erklärungspflicht nach § 181 
Abs. 1 Satz 2 i.V. mit Abs. 2 Satz 1 AO besteht, ist die (dreijährige) 
Anlaufhemmung nach § 170 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AO zu beachten. 
Hat das Finanzamt demgegenüber ihm aus einer Steuererklärung 
bekannte Verluste pflichtwidrig nicht festgestellt, kann die Fest-
stellung unbefristet nachgeholt werden (§ 10d Abs. 4 Satz 6 EStG, 
§ 181 Abs. 5 AO). Zu Verfahrensfragen im Zusammenhang mit der 
gesonderten Verlustfeststellung vgl. Teil I Tz 9.5.2.

Der Steuerpflichtige ist zur Abgabe einer Einkommensteuerer-
klärung verpflichtet, wenn zum Schluss des vorangegangenen VZ 
ein verbleibender Verlustabzug festgestellt worden ist (§ 56 Satz 2 
EStG; vgl. Tz 6). In diesem Sonderfall ist für die Abgabe der Ein-
kommensteuererklärung für den unmittelbar auf den festgestellten 
Verlustabzug folgenden VZ stets eine siebenjährige Verjährungs-
frist maßgebend; dies gilt auch dann, wenn der Steuerpflichtige 
für diesen VZ nach § 46 Abs. 2 Nr. 8 EStG nur auf seinen Antrag 
hin zur ESt zu veranlagen ist (BFH-Urteil vom 30.3.2017, BStBl II 
S. 1046).

Für den Antrag auf Festsetzung der Arbeitnehmer-Sparzulage 
(vgl. Teil I Tz 1.9) gilt die allgemeine vierjährige Festsetzungsfrist 
nach § 169 Abs. 2 Nr. 2 AO. Der Antrag auf Festsetzung der Arbeit-
nehmer-Sparzulage für das Kj. 2019 muss daher bis spätestens 
2.1.2024 gestellt werden.

5	 Verspätungszuschlag
Bei Nichtabgabe oder verspäteter Abgabe der Steuerklärung kann 
das Finanzamt einen Verspätungszuschlag von bis zu 25 000 € 
festsetzen. Im Regelfall steht die Festsetzung von Verspätungszu-
schlägen weiter im pflichtgemäßen Ermessen der Finanzbehörde 
(§ 152 Abs. 1 AO). Die Festsetzung eines Verspätungszuschlags ist 
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insbesondere naheliegend, wenn der Steuerpflichtige seine Erklä-
rungspflichten wiederholt verletzt hat.

Ab dem VZ 2018 ist in folgenden Fällen die Festsetzung des Ver-
spätungszuschlags gesetzlich vorgeschrieben (§ 152 Abs. 2 AO):
•  Die Steuererklärung wird pflichtwidrig nicht innerhalb von 14 

Monaten nach Ablauf des VZ abgegeben.
•  Im Fall einer Vorabanforderung (vgl. Tz 4) wird die von einem 

Berater zu erstellende Steuererklärung pflichtwidrig nicht in-
nerhalb der viermonatigen Frist abgegeben.

Dieser obligatorische Verspätungszuschlag wird allerdings nicht 
erhoben, wenn die Steuererklärungsfrist verlängert und die Steu-
ererklärung innerhalb der verlängerten Frist abgegeben wurde, 
wenn die Steuer auf »0 €« festgesetzt wird oder es zu einer Erstat-
tung kommt (§ 152 Abs. 3 AO). Die Festsetzung eines Verspätungs-
zuschlags steht allerdings auch in diesen Fällen weiterhin im 
pflichtgemäßen Ermessen der Finanzbehörde.

Für nach dem 31.12.2018 eingereichte Einkommensteuererklä-
rungen beträgt der Verspätungszuschlag für jeden angefangenen 
Monat der eingetretenen Verspätung 0,25 % der um die festgesetz-
ten Vorauszahlungen und die anzurechnenden Steuerabzugsbeträ-
ge verminderten festgesetzten Steuer, mindestens jedoch 25 € für 
jeden angefangenen Monat der eingetretenen Verspätung (§ 152 
Abs. 5 Satz 2 AO). Der Mindestverspätungszuschlag kann auch in 
Erstattungsfällen erhoben werden.

6	 Steuererklärungspflichten
Unbeschränkt steuerpflichtige Personen sind für das Kj. 2019 in 
folgenden Fällen verpflichtet eine Einkommensteuererklärung ab-
zugeben:

(1) Für den Fall, dass keine lohnsteuerpflichtigen Einkünfte vor-
liegen:

  (a) Ehegatten/Lebenspartner, die zu Beginn des Kj. 2019 
nicht dauernd getrennt gelebt haben oder bei denen die-
se Voraussetzung im Laufe des Kj. 2019 eingetreten ist, 
wenn der Gesamtbetrag der Einkünfte mehr als 18 336 € 
betragen hat oder einer der Ehegatten/Lebenspartner 
die Einzelveranlagung wählt;

  (b) andere Personen, wenn der Gesamtbetrag der Einkünfte 
mehr als 9 168 € (Grundfreibetrag) betragen hat;

  (c) wenn neben inländischen steuerpflichtigen Einkünften 
auch

    aa) Einkünfte aus dem Ausland bezogen worden sind, 
die nach einem DBA, nach anderen zwischenstaat-
lichen Übereinkommen oder nach dem Auslands-
tätigkeitserlass im Inland steuerfrei sind, oder

    bb) Arbeitslosengeld, Arbeitslosenbeihilfe, Eltern-
geld, Insolvenzgeld, Krankengeld, Mutterschafts-
geld oder andere Einkommensersatzleistungen 
i. S. des § 32b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG bezogen wor-
den sind, und zwar ohne Rücksicht auf die Höhe 
und Zusammensetzung der inländischen steuer-
pflichtigen Einkünfte;

(2) für den Fall, dass lohnsteuerpflichtige Einkünfte vorliegen:
  (a) Ehegatten/Lebenspartner (siehe 1a) und andere Perso-

nen, wenn
    aa) die positive Summe ihrer Einkünfte, die nicht der 

Lohnsteuer zu unterwerfen waren oder die nach 
einem DBA, nach anderen zwischenstaatlichen 
Übereinkommen oder nach dem Auslandstätigkeits-
erlass freigestellten ausländischen Einkünfte und 
die dem Progressionsvorbehalt unterliegenden 
steuerfreien Einkommensersatzleistungen (siehe 
1c, bb) jeweils mehr als 410 € betragen haben oder

     

    bb) einer der Ehegatten/Lebenspartner oder eine ande-
re Person

      – Einkünfte aus mehreren Dienstverhältnissen 
bezogen hat oder

      – von einem Arbeitgeber verschiedenartige Bezü-
ge im Sinne des § 39e Abs. 5a EStG erhalten hat, 
von denen mindestens einer der Bezüge dem 
Lohnsteuerabzug nach Steuerklasse VI unter-
worfen worden ist oder

    cc) die Summe der beim Steuerabzug vom Arbeitslohn 
berücksichtigten Teilbeträge der Vorsorgepauscha-
le für die Kranken- und Pflegeversicherung größer 
ist als die als Sonderausgaben abziehbaren Vorsor-
geaufwendungen und der im Kj. insgesamt erzielte 
Arbeitslohn 11 600 €, bei zusammenveranlagten 
Ehegatten/Lebenspartnern der im Kj. von den Ehe-
gatten/Lebenspartnern insgesamt erzielte Arbeits-
lohn 22 050 € übersteigt, oder

    dd) vom Finanzamt ein Freibetrag für den Steuerabzug 
vom Arbeitslohn ermittelt worden ist (ausgenom-
men Pauschbeträge für Behinderte, Hinterbliebene 
und Zahl der Kinderfreibeträge) und der im Kj. ins-
gesamt erzielte Arbeitslohn 11 600 €, bei zusammen 
veranlagten Ehegatten/Lebenspartnern, der im Kj. 
von den Ehegatten/Lebenspartnern insgesamt er-
zielte Arbeitslohn 22 050 € übersteigt oder

    ee) bei geschiedenen oder dauernd getrennt lebenden 
Eltern oder bei Eltern nichtehelicher Kinder (dies 
gilt entsprechend für Lebenspartner)

      – beide Elternteile eine Aufteilung des Freibetrags 
zur Abgeltung eines Sonderbedarfs bei Berufs-
ausbildung eines volljährigen Kindes in einem 
anderen Verhältnis als je zur Hälfte beantragen 
oder

      – beide Elternteile eine Aufteilung des einem Kind 
zustehenden Pauschbetrags für Behinderte/Hin-
terbliebene in einem anderen Verhältnis als je 
zur Hälfte beantragen oder

    ff) für einen Steuerpflichtigen ein sonstiger Bezug 
(z. B. Entlassungsabfindung) vom Arbeitgeber er-
mäßigt besteuert wurde oder

    gg) der Arbeitgeber die Lohnsteuer von einem sonsti-
gen Bezug berechnet hat und dabei der Arbeitslohn 
aus früheren Dienstverhältnissen des Kj. außer Be-
tracht geblieben ist (Großbuchstabe S in der Lohn-
steuerbescheinigung) oder

    hh) für einen unbeschränkt Steuerpflichtigen i. S. des 
§ 1 Abs. 1 EStG bei der Bildung der Lohnsteuerab-
zugsmerkmale (§ 39 EStG) ein Ehegatte/Lebens-
partner i. S. des § 1a Abs. 1 Nr. 2 EStG berücksich-
tigt worden ist oder

    ii) für einen Steuerpflichtigen, der zum Personenkreis 
des § 1 Abs. 3 oder des § 1a EStG gehört, Lohnsteu-
erabzugsmerkmale nach § 39 Abs. 2 EStG gebildet 
worden sind.

  (b) Ehegatten/Lebenspartner (siehe 1a), wenn
    aa) beide Ehegatten/Lebenspartner Einkünfte aus 

nichtselbständiger Arbeit bezogen haben, einer von 
ihnen nach der Steuerklasse V oder VI besteuert 
oder bei Steuerklasse IV der Faktor nach § 39 f EStG 
berücksichtigt worden ist oder

    bb) die Ehe im Kj. 2019 durch Tod, Scheidung oder Auf-
hebung aufgelöst worden ist und ein Ehegatte der 
aufgelösten Ehe im Kj. 2019 wieder geheiratet hat 
(dies gilt entsprechend für Lebenspartner) oder

    cc) einer der Ehegatten/Lebenspartner die Einzelver-
anlagung beantragt;

(3) für den Fall, dass zum 31.12.2018 ein verbleibender Verlust-
vortrag festgestellt worden ist (§ 56 Satz 2 EStDV).
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Darüber hinaus besteht für Kirchensteuerpflichtige, bei denen die 
als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer zu erhebende Kirchensteuer 
vom Kirchensteuerabzugsverpflichteten (z. B. Bank) nicht einbe-
halten wurde, eine gesonderte Verpflichtung zur Abgabe einer Er-
klärung zur Festsetzung von Kirchensteuer auf Kapitalerträge. 
Dies gilt nicht, wenn bereits eine Verpflichtung zur Abgabe von 
Einkommensteuererklärungen (siehe oben) besteht.

Außerdem ist zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet, 
wer hierzu vom Finanzamt besonders aufgefordert wird. Wer spä-
ter erkennt, dass eine abgegebene Steuererklärung unrichtig oder 
unvollständig ist, ist verpflichtet, dies dem Finanzamt unverzüg-
lich mitzuteilen (§ 153 Abs. 1 AO).

Geklärt ist, dass es in Fällen, in denen das Finanzamt die Be-
steuerungsgrundlagen zunächst nach § 162 AO geschätzt hat, für 
die Durchführung der Veranlagung keines fristgemäßen Antrags 
nach § 46 Abs. 2 Nr. 8 EStG mehr bedarf (BFH-Urteil vom 22.5.2006, 
BStBl II S. 912). Der Steuerpflichtige ist in einem solchen Fall auch 
dann zur Einkommensteuer zu veranlagen, wenn sich aus der im 
Rechtsbehelfsverfahren eingereichten Einkommensteuererklärung 
ergibt, dass die Voraussetzungen für eine Pflichtveranlagung nicht 
vorliegen.

7	 Einkommensteuererklärung 
bei beschränkter Steuerpflicht

Beschränkt einkommensteuerpflichtige Personen (ohne Wohn-
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland) haben eine jährliche 
Steuererklärung über ihre im abgelaufenen Kj. bezogenen inländi-
schen Einkünfte i. S. des § 49 EStG abzugeben, soweit für diese 
Einkünfte die ESt nicht durch den Steuerabzug vom Arbeitslohn 
oder vom Kapitalertrag oder dem Steuerabzug nach § 50a EStG als 
abgegolten gilt (§ 50 Abs.  2 EStG). Zur Einkommensteuererklä-
rung bei beschränkter Einkommensteuerpflicht gehören der ge-
sonderte Hauptvordruck ESt 1 C sowie zusätzlich die für die Er-
klärung der inländischen Einkünfte erforderlichen Anlagen L, G, 
S, V, N usw. Auf die Erläuterungen und Ausfüllhinweise zum Vor-
druck ESt 1 C im Teil I Tz 28 wird im Einzelnen hingewiesen.

Zur Abgrenzung der beschränkten von der unbeschränkten Ein-
kommensteuerpflicht vgl. die Erläuterungen zur Anlage WA-ESt 
(Teil I Tz 27.2). Ggf. können beschränkt einkommensteuerpflichti-
ge Personen unter bestimmten Voraussetzungen hiermit einen An-
trag auf Behandlung als »unbeschränkt einkommensteuerpflichtig« 
stellen (vgl. Teil I Tz 27.5.1)

8	 Amtliche Vordruckmuster
Die Steuererklärungen sind grundsätzlich auf den amtlich vorge-
schriebenen Vordrucken (vgl. Tz 1) abzugeben. Die Steuererklä-
rung ist von den Steuerpflichtigen eigenhändig zu unterschreiben. 
Eine Einkommensteuererklärung kann allerdings fristwahrend 
auch per Telefax  – ohne Originalunterschrift des Steuerpflichti-
gen  – abgegeben werden (BFH-Urteil vom 8.10.2014, BStBl  II 
S. 438; vgl. Teil I Tz 1.12.2).

Die amtlichen Vordrucke sind bei allen Finanzämtern und auch 
bei vielen Kommunen erhältlich. Vordrucke aus anderen Bundes-
ländern können ohne Einschränkungen verwendet werden; diese 
stimmen inhaltlich in allen Bundesländern überein.

Für die Einkommensteuererklärung 2019 werden für alle Bun-
desländer einheitliche beleglesegerechte Vordrucke aufgelegt. 
Die Beleglesevordrucke können von den Finanzämtern über Scan-
ner eingelesen und maschinell weiterverarbeitet werden.

9	 Internet-Formulare
Die Bundesfinanzverwaltung hat auf ihren Webseiten (www.for-
mulare-bfinv.de) ein Formularcenter eingerichtet. Dort können 
die meisten Steuererklärungsvordrucke mit Hilfe des Programms 

»FormsForWeb« online ausgefüllt und gespeichert oder als leeres 
pdf-Dokument heruntergeladen werden. Eine Übersendung dieser 
Vordrucke an das zuständige Finanzamt per E-Mail ist allerdings 
nicht zulässig; die Vordrucke müssen ausgedruckt und unter-
schrieben beim Finanzamt eingereicht werden. Die Anforderun-
gen an die Papierqualität nichtamtlicher Vordrucke (vgl. nachfol-
gende Tz 10) sind einzuhalten.

Formulare, für die eine elektronische Übermittlungspflicht be-
steht (Anlagen L, G, S, 34b, 13a, AV 13a, 34a, Zinsschranke), wer-
den nicht mehr im Formularcenter der Bundesfinanzverwaltung 
angeboten. Steuerpflichtige, bei denen auf Antrag zur Vermeidung 
unbilliger Härten auf eine elektronische Übermittlung der Steuer-
erklärung verzichtet wurde, erhalten die notwendigen Papiervor-
drucke von ihrem zuständigen Finanzamt. Zur elektronischen 
Übermittlung von Steuererklärungen vgl. im Übrigen die Erläute-
rungen unter Tz 11.

10	 Nichtamtliche Vordrucke
Die Verwendung nichtamtlicher Vordrucke, d. h. von Vordru-
cken, die nach dem Muster einer amtlichen Druckvorlage durch 
Druck, Ablichtung oder mit Hilfe von Datenverarbeitungsanlagen 
hergestellt worden sind, ist zulässig, wenn diese in der drucktech-
nischen Ausgestaltung (Layout), in der Papierqualität und in den 
Abmessungen den amtlichen Vordrucken entsprechen (vgl. 
BMF-Schreiben vom 3.4.2012, BStBl I S. 522). Die Vordrucke müs-
sen danach insbesondere
•  im Wortlaut, im Format und in der Seitenzahl sowie Seitenfol-

ge mit den amtlichen Vordrucken übereinstimmen und
•  über einen Zeitraum von mindestens 15 Jahren haltbar und gut 

lesbar sein.

Geringfügige Veränderungen der Zeilen- und Schreibabstände so-
wie des Papierformats sind zugelassen, sofern diese gleichmäßig 
über die ganze Seite erfolgen und das Seitenverhältnis in Längs- 
und in Querrichtung beibehalten wird. Der Gründruck muss durch 
entsprechende Graustufen ersetzt werden.

Ein doppelseitiger Druck ist nicht erforderlich und die Verbin-
dung der Seiten mehrseitiger Vordrucke ist zu vermeiden.

Sofern der amtliche Vordruck einen Barcode enthält, ist dieser 
in den nichtamtlichen Vordruck nicht aufzunehmen; die Eintra-
gung des entsprechenden Formularschlüssels ist vorzunehmen. 
Weitere aufzunehmende Unterscheidungsmerkmale (z. B. Kenn-
zahl und Wert) ergeben sich aus dem jeweiligen Vordruck. Die 
Grundsätze für das maschinelle Ausfüllen von Vordrucken (vgl. 
Tz 4 des o. a. BMF-Schreibens vom 3.4.2012) sind zudem zu be-
achten.

Weitere Anforderungen an Vordrucke, die mit Hilfe von Daten-
verarbeitungsanlagen hergestellt wurden, ergeben sich aus einem 
als Anlage zu o. a. BMF-Schreiben vom 3.4.2012 beigefügten 
Merkblatt.

11	 Elektronische Steuererklärungen

11.1	 Verpflichtung zur elektronischen Abgabe

Steuerpflichtige mit Gewinneinkünften (Land- und Forstwirte, 
Gewerbetreibende, Selbständige und Freiberufler) sind gesetzlich 
verpflichtet, ihre Steuererklärung in authentifizierter Form elek-
tronisch durch Datenfernübertragung beim Finanzamt einzurei-
chen. Diese Verpflichtung gilt auch dann, wenn der Steuerpflichti-
ge nur geringfügige Gewinne erzielt (FG Rheinland-Pfalz vom 
15.7.2015, 1 K 2204/13, BB 2015 S. 2134) oder Sicherheitsbeden-
ken gegen die elektronische Datenübermittlung über das Internet 
hat (BFH-Beschluss vom 14.2.2017, VIII B 43/16, BFH/NV 2017 
S. 729; so auch schon BFH-Urteil vom 14.3.2012, BStBl II S. 477). 
Die von der Finanzverwaltung kostenlos bereitgestellte Übermitt-

https://www.formulare-bfinv.de/
https://www.formulare-bfinv.de/
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lungssoftware »ELSTER« gewährleistet ein ausreichendes Maß an 
Datensicherheit (vgl. Tz 11.5).

Die Verpflichtung zur elektronischen Abgabe der Steuererklä-
rung gilt auch für Arbeitnehmer, die nach § 46 Abs. 2 Nr. 1 EStG 
zur Einkommensteuer veranlagt werden, wenn neben dem Ar-
beitslohn positive steuerpflichtige Nebeneinkünfte oder Progressi-
onseinkünfte von mehr als 410 € vorliegen. Keine Verpflichtung 
zur Abgabe einer elektronischen Steuererklärung besteht weiter 
für Arbeitnehmer, die nach § 46 Abs. 2 Nr. 2 bis 8 EStG veranlagt 
werden, insbesondere bei einer Antragsveranlagung. Aber auch 
in diesen Fällen ist selbstverständlich eine freiwillige elektroni-
sche Übermittlung der Steuererklärung möglich.

Für die elektronische authentifizierte Übermittlung der Steuerer-
klärung wird ein Zertifikat benötigt. Dieses erhält man im An-
schluss an eine einmalige Registrierung im Internet unter www.
elster.de über das Anmeldeportal »Mein Elster« (vgl. Tz 11.5). Der 
Registrierungsvorgang kann bis zu zwei Wochen dauern; den für 
den Abschluss der Registrierung benötigten Aktivierungscode über-
sendet die Finanzverwaltung aus Sicherheitsgründen per Brief.

Das Finanzamt kann auf Antrag zur Vermeidung unbilliger 
Härten auf eine elektronische Übermittlung der Steuererklärung 
verzichten. Eine unzumutbare Härte kann vorliegen, wenn eine 
Datenübermittlung wirtschaftlich oder persönlich nicht zumutbar 
ist. Das ist insbesondere der Fall, wenn die erforderliche technische 
Ausstattung für eine elektronische Übermittlung der Steuererklä-
rung nicht vorhanden ist und diese nur mit nicht unerheblichem fi-
nanziellem Aufwand geschaffen werden könnte oder wenn der 
Steuerpflichtige nach seinen individuellen Kenntnissen und Fähig-
keiten nicht oder nur eingeschränkt in der Lage ist, die Möglichkei-
ten der elektronischen Übermittlung zu nutzen (§ 25 Abs. 4 EStG 
i.V. mit § 150 Abs. 8 AO). Hiernach kann es z. B. bei geringen jähr-
lichen Gewinneinkünften wirtschaftlich unzumutbar sein, die für 
den elektronischen Verkehr mit dem Finanzamt erforderliche Tech-
nik anzuschaffen (FG Rheinland-Pfalz vom 12.10.2016, 2 K 
2352/15, EFG 2017 S. 40 – Revision anhängig, Az. des BFH: VIII R 
29/17). Eine persönliche Unzumutbarkeit der elektronischen Über-
mittlung (z. B. aufgrund Medieninkompetenz des Steuererklä-
rungspflichtigen) entfällt nicht dadurch, dass der Steuererklärungs-
pflichtige auf medienkompetente, gelegentlich unentgeltlich in 
seinem Betrieb mithelfende Familienangehörige zurückgreifen 
könnte. Die zwangsweise Durchsetzung der elektronischen Steuer-
erklärungsabgabe  – nach erklärungsgemäßer Veranlagung auf-
grund einer in Papierform abgegebenen Steuererklärung – kann in 
diesen Fällen daher rechtsmissbräuchlich sein; die Festsetzung ei-
nes Verspätungszuschlags bleibt dagegen möglich (FG Berlin-Bran-
denburg vom 14.2.2018, 3 K 3249/17, EFG 2018 S. 706).

Eine entsprechende Verpflichtung zur elektronischen Übermitt-
lung besteht auch für Bilanzen sowie Gewinn- und Verlustrech-
nungen (§ 5b EStG). Einzelheiten zur Anwendung des § 5b EStG 
und zur technischen Umsetzung der »E-Bilanz« enthalten das 
BMF-Schreiben vom 28.9.2011 (BStBl I S. 855) sowie die ergänzen-
den BMF-Schreiben vom 24.5.2016 (BStBl I S. 500), vom 16.5.2017 
(BStBl I S. 776), vom 24.11.2017 (BStBl I S. 1543), vom 6.6.2018 
(BStBl I S. 714) und vom 2.7.2019 (BStBl I S. 887). Weitere Infor-
mationen zur »E-Bilanz« können im Internet unter »www.esteuer.
de« abgerufen werden.

11.2	 Anlage EÜR

Steuerpflichtige mit Gewinneinkünften sind grundsätzlich gesetz-
lich verpflichtet, ihre Steuererklärung elektronisch beim Finanzamt 
einzureichen (vgl. vorstehende Tz 11.1). Wird keine Steuerbilanz 
erstellt, sondern eine Gewinnermittlung durch Einnahmenüber-
schussrechnung nach § 4 Abs. 3 EStG durchgeführt, ist zusätz-
lich zu den Anlagen S, G und L eine standardisierte Anlage EÜR 
mit den zugehörigen Anlage-Vordrucken (siehe unten) nach amt-
lich vorgeschriebenem Datensatz elektronisch und  – ab 2017  – 
authentifiziert an die Finanzverwaltung zu übermitteln (§ 60 
Abs. 4 Satz 1 EStDV). Für jeden Betrieb des Steuerpflichtigen ist 

dabei eine gesonderte Anlage EÜR zu erstellen. Der BFH hat im 
Übrigen die Auffassung der Finanzverwaltung bestätigt, dass § 60 
Abs. 4 EStDV für die Abgabe der Anlage EÜR als wirksame Rechts-
grundlage anzusehen ist (BFH-Urteil vom 16.11.2011, BStBl 2012 
II S. 129).

Zur Anlage EÜR gehören
•  der Hauptvordruck »Anlage EÜR« für die Einnahmenüber-

schussrechnung nach § 4 Abs. 3 EStG,
•  die »Anlage SZ« zur Ermittlung der nach § 4 Abs.  4a EStG 

nichtabziehbaren Schuldzinsen, wenn die im Wirtschaftsjahr 
angefallenen Schuldzinsen  – ohne die Berücksichtigung der 
Schuldzinsen für Darlehen zur Finanzierung von Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten von Wirtschaftsgütern des An-
lagevermögens – den Betrag von 2 050 € übersteigen, 

•  die »Anlage AVEÜR« für das Anlageverzeichnis und den Aus-
weis des Umlaufvermögens sowie

•  die »Anlage LuF« (neu ab VZ 2019) zur Erklärung der im Wein-
bau festgelegten Richtbeträge für Betriebsausgaben und pau-
schaler Betriebsausgaben nach § 51 EStDV in der Forstwirt-
schaft,

•  eine gesonderte Ausfüllanleitung zu den Vordrucken.

Für Mitunternehmerschaften sind – neben der Anlage EÜR – auf 
gesonderten Vordrucken Sonder- und Ergänzungsrechnungen er-
forderlich. Hierfür sind für jeden Beteiligten die Vordrucke »Anla-
ge ER« (Ergänzungsrechnung), »Anlage SE« (Sonderberechnung), 
»Anlage AVSE« (Anlagenverzeichnis zur Anlage SE) elektronisch 
zu übermitteln.

Die Verpflichtung die Anlage EÜR auf elektronischem Weg in 
authentifizierter Form abzugeben, gilt grundsätzlich für alle Steu-
erpflichtige, die Ihren Gewinn durch Einnahmenüberschussrech-
nung ermitteln. Sie gilt auch für nicht buchführungspflichtige 
Weinbaubetriebe und verpachtete land- und forstwirtschaftliche 
Betriebe, deren Gewinn den Freibetrag nach § 13 Abs. 3 EStG nicht 
überschreitet. Die frühere Nichtbeanstandungsregelung anstelle 
der Anlage EÜR eine formlose Gewinnermittlung einzureichen, 
wenn die im Wirtschaftsjahr erzielten Betriebseinnahmen weniger 
als 17 500 € betragen haben, wurde ab VZ 2017 aufgehoben.

Eine Ausnahme von der Pflicht zur elektronischen Übermitt-
lung besteht für Antragveranlagungen nach § 46 Abs. 2 Nr. 2 bis 
8 EStG, wenn die neben dem Arbeitslohn erzielten Gewinnein-
künfte und die weiteren nicht dem Lohnsteuerabzug unterliegen-
den Einkünfte (z. B. Renteneinkünfte; Einkünfte aus Vermietung 
und Verpachtung) in ihrer Summe den Betrag von 410 € nicht 
übersteigen. In Härtefällen nach § 150 Abs. 8 AO (vgl. Tz 11.1) 
kann das Finanzamt auf Antrag von einer Übermittlung der stan-
dardisierten Einnahmenüberschussrechnung nach amtlich vorge-
schriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung verzichten. 
Für die Einnahmenüberschussrechnung sind in diesen Fällen die 
bei den Finanzämtern erhältlichen Papiervordrucke der Anlage 
EÜR (einschließlich Anlagen SZ, AVEÜR und LuF) zu verwenden.

Keine Verpflichtung zur Abgabe einer Anlage EÜR besteht für 
ehrenamtlich selbständig tätige Personen, deren Einnahmen ins-
gesamt nach den §§ 3 Nr. 26, 26a und 26b EStG steuerfrei bleiben. 
In diesen Fällen genügt es, die steuerfreien Einnahmen in der An-
lage S (Zeile 44 und 45) zu erklären. Übersteigen die Einnahmen 
die Freibeträge, ist zwingend die Anlage EÜR abzugeben, wenn die 
ermittelten Einkünfte (Einnahmen nach Abzug von Freibeträgen 
und/oder Betriebsausgaben) die Grenze von 410 € überschreiten.

11.3	 Online-Erklärung über »Mein Elster«

”ELSTER bietet allen Steuerpflichtigen die Möglichkeit, die Ein-
kommensteuererklärung elektronisch über das Internet an das Fi-
nanzamt zu übermitteln. Dazu kann die Einkommensteuererklä-
rung direkt online über das Anmeldeportal »Mein Elster« (www.
elster.de) eingegeben werden, also ganz ohne Ausdrucke, Formu-
lare und Postversand. Es wird dazu nur noch ein Internet-Browser 
benötigt. Hierdurch erübrigt sich das jährliche Herunterladen, In-

http://www.elster.de/
http://www.elster.de/
http://www.esteuer.de/
http://www.esteuer.de/
https://www.elster.de
https://www.elster.de
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stallieren und Aktualisieren umfangreicher Steuerprogramme. Der 
Zugang ist nur nach erfolgter einmaliger Registrierung mit einem 
elektronischen Zertifikat möglich (vgl. Tz 11.5). »Mein Elster« 
kann auch über ein Tablet oder Smartphone genutzt werden, die 
aber bestimmte Systemanforderungen erfüllen müssen.

Die Erstellung von Steuererklärungen über »Mein Elster« orien-
tiert sich – wie bei ElsterFormular – an den amtlichen Formularen. 
Die Menüführung der Online-Erklärung in »Mein Elster« ist jedoch 
davon abweichend wie folgt aufgebaut:
•  Nach Auswahl der/des zu erstellenden Erklärung/Antrags, des 

Kalenderjahrs und der ggf. benötigten Anlage-Vordrucke ge-
langt man auf die Startseite des Formulars, in der die Art der 
Erklärung oder des Antrags kenntlich zu machen sowie die 
Steuernummer einzugeben ist. Zudem besteht hier die Mög-
lichkeit die Daten aus dem gespeicherten Profil in die Erklä-
rung zu übernehmen und soweit erforderlich eine neue Steuer-
nummer zu beantragen.

•  Die Eingabe und Übernahme der Erklärungsdaten erfolgt über 
die Registerkarte »Eingeben«. Diese Registerkarte ist unterteilt 
in ein Verzeichnis mit den bei Start des Programms ausgewähl-
ten Formularen und in einen Eingabe- und Übernahmebe-
reich. Über das Verzeichnis können nachträglich weitere An-
lage-Vordrucke hinzugefügt oder ggf. wieder entfernt werden. 
Im Eingabe- und Übernahmebereich wird für jedes Formular 
eine Gliederung angeboten, so dass die notwendigen Erklä-
rungsangaben gezielt in den dafür vorgesehen Eintragungszei-
len erfasst werden können. Für die Übernahme in die On-
line-Erklärung müssen die eingegebenen Werte im Regelfall 
per Mausklick bestätigt werden.

•  Es empfiehlt sich im Übrigen – nach Eingabe der Identifikati-
onsnummer bei den allgemeinen Angaben zur Person im 
Hauptvordruck  – sämtliche Daten aus dem Belegabruf (vgl. 
Tz 11.6) vorab in die Steuererklärung zu übernehmen. Hier-
durch müssen nur noch fehlende Angaben (z. B. zu Spenden, 
Handwerkerleistungen oder Werbungskosten) in der On-
line-Erklärung ergänzt werden.

•  Aufgrund einer Plausibilitätsprüfung werden über die Regis-
terkarte »Prüfen« Fehler und Konflikte angezeigt, die gezielt in 
der Online-Erklärung korrigiert werden können.

•  In der Registerkarte »Berechnen und Versenden« werden sämt-
liche Eingaben der Online-Erklärung in einer Übersicht ange-
zeigt. Hier kann zudem eine vorläufige unverbindliche Steuer-
berechnung durchgeführt und die Online-Erklärung schließlich 
an das Finanzamt versendet werden.

•  Nach jeder Aktion im Eingabe- und Übernahmebereich erfolgt 
eine automatische Zwischenspeicherung der Online-Erklä-
rung. Beim Verlassen des Programms erfolgt eine Speicherung 
als Entwurf unter »Meine Formulare«, so dass die Erklärung 
vor dem Absenden an das Finanzamt jederzeit noch korrigiert 
und ergänzt werden kann.

11.4	 Steuererklärungssoftware

Neben »Mein Elster« besteht für den VZ 2019 letztmals die Mög-
lichkeit ElsterFormular, das kostenlose Steuerprogramm der Fi-
nanzverwaltung, zu verwenden oder aber jedes andere gewerbli-
che Software-Produkt, in das die ELSTER-Software integriert ist. 
ElsterFormular ist bei den Finanzämtern auf CD-ROM erhältlich 
oder kann im Internet unter www.elster.de/elsterweb/software-
produkt heruntergeladen werden, ebenso ein Handbuch (als 
PDF-Datei) mit ausführlichen Informationen zu ElsterFormular.

Diese Anleitung enthält in den Erläuterungen zu den einzelnen 
Steuererklärungsvordrucken gezielte Hinweise zur Anwendung 
von »Mein Elster« (vgl. Tz 11.3) und von ElsterFormular. Da sich 
sowohl »Mein Elster« als auch bei ElsterFormular an den amtli-
chen Vordrucken orientieren, gelten die Hinweise zu »ELSTER« 
grundsätzlich für beide Programmanwendungen; auf Abweichun-
gen wird ggf. besonders hingewiesen. Die Hinweise sind in einem 
Kasten mit dem Begriff »ELSTER« besonders gekennzeichnet.

Zum Schutz des Steuergeheimnisses werden die Steuerdaten 
verschlüsselt vom Anwender in die Rechenzentren der Bundeslän-
der übermittelt. Dazu wurde eine hybride Verschlüsselung gewählt, 
die dem aktuellen Stand der Sicherheitstechnik entspricht; Näheres 
hierzu unter www.elster.de unter »Sicherheit bei ELSTER«. 

Bei Erstellung der Steuererklärung mit ElsterFormular besteht 
die Möglichkeit, die an das Finanzamt übermittelten Steuererklä-
rungsdaten nach »Mein Elster« zu exportieren. Dies erleichtert den 
Umstieg auf »Mein Elster« im Folgejahr.

11.5	 Datenübermittlung

Die Daten können über ELSTER in zwei Varianten an die Finanz-
verwaltung übermittelt werden:

(1)	 Datenübermittlung mit Abgabe einer komprimierten Steuer-
erklärung

Die Daten der Steuererklärung werden von der Software (ElsterFor-
mular oder Fremdsoftware) über die integrierte ELSTER-Clientsoft-
ware gesendet. Die nach dem Sendevorgang ausgedruckte Steuer-
erklärung, die nur die gesendeten Daten enthält (= komprimierte 
Steuererklärung) ist vom/von den Steuerpflichtigen zu unter-
schreiben und beim Finanzamt einzureichen. Die elektronische 
Steuererklärung gilt in diesem Fall erst mit dem Eingang des unter-
schriebenen Vordrucks als dem Finanzamt zugegangen (Tz 6 
Satz 2 des BMF-Schreiben vom 16.11.2011, BStBl I S. 1063); der blo-
ße Eingang der elektronischen Daten bei der Finanzverwaltung ist 
für die Wahrung der vierjährigen Verjährungsfrist bei Antragsver-
anlagungen (vgl. hierzu Tz 4) nicht ausreichend (FG Baden-Würt-
temberg vom 17.8.2015, 9 K 2505/14, EFG 2015 S. 1815 – rkr.).

Die gesendeten Daten werden sodann vom Finanzamt bei der 
Bearbeitung der komprimierten Steuererklärung über die sog. Te-
lenummer des Übermittlungsvorgangs aufgerufen und in die Steu-
erfestsetzung übernommen, soweit die sachliche Prüfung keine 
Abweichungen erfordert.

Die Möglichkeit der elektronischen Übermittlung der Steuerer-
klärungsdaten mit Abgabe einer komprimierten Steuererklärung 
will die Finanzverwaltung langfristig abschaffen. In einem ersten 
Schritt ist ab 1.1.2018 die komprimierte Steuererklärung für Steu-
erpflichtige, die steuerlich beraten werden, entfallen. Für diese 
Steuerpflichtigen besteht nur noch die Möglichkeit der papierlosen 
authentifizierten Übermittlung der Steuererklärung, die nachfol-
gend beschrieben ist. Unberatene Steuerpflichtige können ihre 
Steuererklärung vorerst weiter in komprimierter Form oder – wenn 
sie keine Gewinneinkünfte erzielen – in Papierform abgeben.

(2)	 Authentifizierte Datenübermittlung einer papierlosen Steuer-
erklärung

Die Daten der Steuererklärung werden von der Software über die 
integrierte ELSTER-Clientsoftware authentifiziert als papierlose 
Steuererklärung übermittelt. Bei dieser Form der Datenübermitt-
lung der Steuererklärung ersetzt die Authentifizierung des Da-
tenübermittlers (z. B. des Steuerberaters) die Vorlage einer vom 
Steuerpflichtigen zu unterschreibenden Steuererklärung. Das für 
die Authentifizierung erforderliche Zertifikat wird durch eine ein-
malige Registrierung über das Anmeldeportal »Mein Elster« 
(www.elster.de) erstellt; dieses Zertifikat kann dann für die Daten-
übermittlung dauerhaft verwendet werden (Registrierungsart »EL-
STERBasis«). Es besteht auch die Möglichkeit ein elektronisches 
Zertifikat auf einen speziellen USB-Sicherheits-Chip (ELSTER-
Stick) kostenpflichtig laden zu lassen (Registrierungsart »ELSTER-
Spezial«) oder alternativ vorhandene von ELSTER unterstützte Si-
gnaturkarten für das Authentifizierungsverfahren zu registrieren 
(Registrierungsart »ELSTERPlus«). Es kann auch ein sog. Firmen-
zertifikat (z. B. für die elektronische Abgabe von Steuererklärun-
gen aller Mandanten einer Steuerberatungskanzlei) erworben 
werden.

https://www.elster.de/elsterweb/software-produkt
https://www.elster.de/elsterweb/software-produkt
http://www.elster.de/
https://www.elster.de
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Über die Schnittstelle von ELSTER wird ein PDF-Ausdruck für 
den Steuerpflichtigen erzeugt, der den elektronisch übermittelten 
Datensatz in überschaubarer Form abbildet. Dieser Ausdruck kann 
von Steuerberatungskanzleien – neben der Dokumentation – auch 
dazu genutzt werden, den Mandanten die zu übermittelnden Da-
ten in leicht nachprüfbarer Form zur Zustimmung zur Verfügung 
zu stellen (§ 87d Abs. 3 Satz 1 AO). Im Finanzamt werden die Da-
ten der authentifiziert übermittelten Steuererklärungen dem zu-
ständigen Bearbeiter zur weiteren Bearbeitung nur angezeigt, 
wenn eine nähere Prüfung der Erklärungsangaben oder Korrektur 
der übermittelten Daten notwendig sind. Elektronisch abgegebene 
Steuererklärungen führen ansonsten zu einer ausschließlich auto-
mationsgestützten Steuerfestsetzung; zur Zulässigkeit vgl. § 155 
Abs. 4 AO.

Die Teilnahme am ELSTER-Verfahren bzw. die Nutzung von 
»Mein Elster« oder ElsterFormular hat gegenüber der Abgabe der 
Steuererklärung auf Papier eine Reihe von Vorteilen:
•  »Mein Elster« bzw. ElsterFormular bieten gegenüber den amt-

lichen Vordrucken insbesondere die Möglichkeit einer verein-
fachten Übernahme von Vorjahresdaten, erweiterte Eingabe-
möglichkeiten, gezielte Eingabehilfen zum Ausfüllen der 
elektronischen Erklärung (auch zur Unterstützung von An-
wendern mit Sehschwäche), eine Plausibilitätsprüfung der 
Steuererklärung sowie eine (vorläufige) unverbindliche Steu-
erberechnung.

•  Mit dem Belegabruf können die der Finanzverwaltung bereits 
vorliegenden Daten des aktuellen VZ in eine »vorausgefüllte 
Steuererklärung« übernommen werden (vgl. Tz 11.6). Hier-
durch wird die Erstellung der laufenden Steuererklärung er-
heblich erleichtert.

•  Es besteht die Option der Bescheiddatenbereitstellung/-abho-
lung. Nach der Erstellung des Steuerbescheids werden die Be-
scheiddaten von der Steuerverwaltung über ELSTER elektro-
nisch zum Abholen/zur Übernahme in die verwendete 
Steuersoftware bereitgestellt. Der Steuerpflichtige erhält eine 
E-Mail, wenn seine Steuerbescheiddaten zum Abruf bereitge-
stellt wurden. Diese Daten können dann maschinell mit den 
erklärten Angaben abgeglichen werden; Abweichungen wer-
den direkt angezeigt.

11.6	 Vorausgefüllte Steuererklärung

Die vorausgefüllte Steuererklärung ist ein kostenloses, elektroni-
sches Serviceangebot der Finanzverwaltung. Sie hat das vorrangi-
ge Ziel, die Erstellung der Einkommensteuererklärungen zu er-
leichtern. Dies wird dadurch erreicht, dass dem Steuerpflichtigen 
oder seinem Bevollmächtigten die zu seiner Person gespeicherten 
Daten über einen Belegabruf elektronisch bereitgestellt werden. 
Die abgerufenen Daten können sodann automatisch in die richti-
gen Felder der (elektronischen) Steuererklärung übernommen 
werden. Hierdurch verringert sich insbesondere der Eingabeauf-
wand und Fehlerquellen werden von vornherein reduziert. Nach 
Prüfung und ggf. Ergänzung der Angaben sendet der Steuerpflich-
tige seine Einkommensteuererklärung dann an das Finanzamt 
elektronisch zurück. Mit dem Datenabruf ist allerdings kein Zwang 
zur elektronischen Übermittlung der Steuererklärung verbunden.

Mit der vorausgefüllten Steuererklärung werden die folgenden 
Daten (für die VZ ab 2012) bereitgestellt:
•  die vom Arbeitgeber bescheinigten Lohnsteuerdaten,
•  Bescheinigungen über den Bezug von Rentenleistungen,
•  Beiträge zu Kranken- und Pflegeversicherungen,
•  Beiträge zu bestimmten Vorsorgeaufwendungen (z. B. Riester- 

oder Rürup-Rentenverträge)
•  Lohnersatzleistungen (erstmals ab VZ 2014) sowie
•  Bescheinigungen über vermögenswirksame Leistungen (erst-

mals ab Kj. 2017)
•  Name, Adresse, Bankverbindung, Geburtsdatum, Religions-

schlüssel, Steuer- und Identifikationsnummer des Steuerpflich-
tigen.

Weitere Daten (z. B. elektronisch übermittelte Spenden- und Mit-
gliedsbeiträge) werden zu einem späteren Zeitpunkt folgen.

Der Belegabruf für die vorausgefüllte Steuererklärung ist direkt 
über das Anmeldeportal »Mein Elster« (www.elster.de) möglich. 
Bei Softwareprodukten, die den Belegabruf unterstützen (z. B. El-
sterFormular oder die am Markt angebotenen kommerziellen Steu-
erprogramme), können die von Dritten übermittelten Steuerdaten, 
ebenfalls direkt in die zu erstellende Steuererklärung übernom-
men werden. Zu beachten ist, dass die meisten Steuerdaten auf-
grund der gesetzlichen Übermittlungsfristen für den aktuellen VZ 
nicht unmittelbar am 1. Januar, sondern erst ab 1. März des Folge-
jahres zur Verfügung stehen. Die Finanzverwaltung selbst hat im 
Übrigen keine Kenntnis über die Vollständigkeit der an sie über-
mittelten Daten (z. B. bei Lohnsteuerbescheinigungen von mehre-
ren Arbeitgebern zu einem Steuerfall). Es bleibt daher auch bei 
Nutzung der vorausgefüllten Steuererklärung Aufgabe der Steuer-
pflichtigen, die abgerufenen Daten auf Vollständigkeit und Richtig-
keit zu überprüfen und ggf. entsprechende Änderungen und Er-
gänzungen vorzunehmen. Hierdurch eröffnet sich aber auch die 
Möglichkeit, dass fehlerhafte Daten bereits im Vorfeld erkannt und 
durch Kontaktaufnahme zwischen Steuerpflichtigem und ur-
sprünglichem Datenlieferanten (z. B. Arbeitgeber, Krankenversi-
cherung) bereinigt werden können.

Der Datenabruf für die eigenen Daten ist für jeden Steuerpflich-
tigen möglich, der mit seiner Identifikationsnummer über das An-
meldeportal »Mein Elster« registriert ist und sich als Teilnehmer 
am Belegabrufverfahren angemeldet hat. Die Teilnehmer erhalten 
für den Datenabruf automatisch ein Schreiben mit einem 10-stelli-
gen Abrufcode, der bei jedem Datenabruf einzugeben ist.

Dritte wie z. B. Steuerberater, Lohnsteuerhilfeverein, Ehepart-
ner, usw. müssen zum Datenabruf vorab gesondert berechtigt 
werden. Im Berufsregister eingetragene Steuerberater können 
den Zugriff auf die Daten ihrer Mandanten über eine bei den Steu-
erberaterkammern geführte Vollmachtsdatenbank beantragen. 
Unabdingbare Voraussetzung für die elektronische Übermittlung 
von Vollmachtsdaten ist eine durch den Mandanten erteilte Voll-
macht nach amtlich vorgeschriebenem Muster (vgl. hierzu 
BMF-Schreiben vom 3.11.2014, BStBl I S. 1400, vom 1.8.2016, 
BStBl I S. 662 und vom 8.7.2019, BStBl I S. 594). Die Mandanten 
werden über den beantragten Datenzugriff gesondert informiert. 
Für andere bevollmächtigte Personen, die nicht im Berufsregister 
der Steuerberaterkammer eingetragen sind, steht über das Anmel-
deportal »Mein Elster« eine Möglichkeit zur Verfügung, den Da-
tenabruf für Dritte zu beantragen. Welche Schritte im Einzelnen 
dazu erforderlich sind, ergibt sich aus entsprechenden Beschrei-
bungen im Internet unter www.elster.de »Abruf von Bescheini-
gungen - Vorausgefüllte Steuererklärung«.

11.7	 »Vollautomatische« Steuerbescheide

Die vorausgefüllte Steuererklärung wird ab dem VZ 2017 mit dem 
Ziel einer »vollautomatischen Bearbeitung« weiterentwickelt. Die 
Grundlage dafür bilden die von Dritten (z. B. Arbeitgeber, Kran-
kenkassen, Bundesagentur für Arbeit) an die Finanzverwaltung 
elektronisch übermittelten Daten. Mitteilungspflichtige Dritte sind 
ausdrücklich verpflichtet, den Steuerpflichtigen in geeigneter Wei-
se und binnen angemessener Frist darüber zu informieren, welche 
Daten sie an die Finanzverwaltung übermittelt haben (§ 93c AO 
i. d. F. des Gesetzes zur Modernisierung des Besteuerungsverfah-
rens vom 18.7.2016, BGBl I S. 1679). Hält der Steuerpflichtige die-
se Daten für vollständig und richtig, gelten diese als »eigene An-
gaben«; seine Steuererklärung ist insoweit »vollständig«, ohne 
dass er die Daten nochmal ausdrücklich erklären muss (§ 150 
Abs. 7 Satz 2 AO n. F.). Die Geltendmachung von steuermindern-
den Aufwendungen (z. B. Werbungskosten oder Sonderausgaben) 
in der Steuererklärung bleibt davon selbstverständlich unberührt.

Stellt sich erst nachträglich heraus, dass die an die Finanzver-
waltung übermittelten Daten bei der Steuerfestsetzung nicht oder 
nicht zutreffend berücksichtigt worden sind, kann der Steuerbe-
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